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Im Skript VwGO finden Sie alle prüfungsrelevanten Schwerpunkte zur Zulässigkeit 

und Begründetheit verwaltungsgerichtlicher Klagen, insbes. Eröffnung des Verwal-

tungsrechtswegs, Klagearten im Verwaltungsprozess, Klagebefugnis, Fristen, vor-

läufiger Rechtsschutz, Überblick über die Rechtsmittel der VwGO und das Wider-

spruchsverfahren. 

Rechtsprechung und Literatur sind bis Juni 2025 eingearbeitet. Die Neuauflage 

berücksichtigt vor allem neuere Entwicklungen beim Verwaltungsrechtsweg, bei der 

Fortsetzungsfeststellungsklage, insb. zum sog. Fortsetzungsfeststellungsinteresse 

und zum elektronischen Rechtsverkehr (§§ 55a, 55d VwGO).

Sie erhalten die Karteikarten VwGO zu 

einem vergünstigten Preis, wenn Sie sie 

zusammen mit diesem Skript erwerben.
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VwGO
62Vorläufiger Rechtsschutz – Überblick 

Aussetzungsverfahren
§ 80 V VwGO

VA mit Doppelwirkung,
§ 80 a III VwGO

Anordnungsverfahren,
§ 123 I VwGO

 Grundsatz:
(Anfechtungs-)Widerspruch
und Anfechtungsklage haben
aufschiebende Wirkung, 
§ 80 I 1 VwGO

 VA kraft Gesetzes suspen-
diert, VA muss nicht beach-
tet werden

 Ausnahme: 
Ausschluss der auf schie benden
Wirkung nach § 80 II VwGO

 VA kann vor Bestandskraft
vollstreckt werden (vgl. § 6 I
VwVG), 

 VA kann durch Gericht sus-
pendiert werden (§ 80 V
VwGO)

 Grundsatz: 
Anfechtungswiderspruch und
Anfechtungsklage haben auch
beim VA mit Dop pel wirkung
aufschiebende Wir kung, 
§ 80 I 2 VwGO

 VA kraft Gesetzes suspen-
diert

 Ausnahme: 
Ausschluss der auf schiebenden
Wirkung nach § 80 II, insbes. 
S. 1 Nr. 3 oder Nr. 4 VwGO

 Behörde bzw. Begünstigter
darf VA verwirklichen

 VA kann durch Gericht sus-
pendiert werden (§ 80 a III
VwGO

 Einstweilige Anordnung
zur Sicherung eines Rechts 
(§ 123 I 1 VwGO) oder zur Re -
ge lung eines streitigen Rechts -
verhältnisses (§ 123 I 2 VwGO)
bei Verpflich tungs-, Leistungs-
und Feststel lungsbegehren

VwGO
Die Fortsetzungsfeststellungsklage

Auch für das Fortsetzungsfeststellungsinter-
esse genügt jedes schutzwürdige Interesse 
rechtlicher, wirtschaftlicher oder ideeller Art. 
In welchen Fallgruppen ist ein Fortsetzungs-
feststellungsinteresse anerkannt?

   Erstbegehungsgefahr

  Wiederholungsgefahr

  Rehabilitationsbedürfnis

  Sanktionsgedanke

   Schwerwiegende Grundrechtseingriff e, die 
sich typischerweise kurzfristig erledigen

   Abschreckungsbedürfnis 
(negative Präventionswirkung)

   Präjudizwirkung für einen Schadensersatz- 
oder Entschädigungsprozess
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  Überall lernen, im Browser oder in der App, auch offl ine

  Frage-Antwort-Modus (Freitext und Multiple-Choice)

 Vorhandene eCards ergänzen und eigene hinzufügen

  Wissenschaftlich erprobtes Wiedervorlagesystem

Die eCards passend zu diesem Skript fi ndet Ihr hier: 

www.repetico.de/alpmann-schmidt

powered by

Passend zu jedem S-Skript!

eCards

Karteikarten
Passend zu jedem S-Skript!

KK

 Komprimierte Darstellung des prüfungsrelevanten Stoffs

  Übersichten, Schaubilder und Schemata ermöglichen 

das schnelle Erfassen, Verstehen und Wiederholen 

des Rechtsgebiets Bayreuth

Regensburg

Dein Repetitorium
für das 1. ExamenE1

Überzeugt Euch selbst 

Wir heißen Euch 

als Probehörer willkommen!

Examensvorbereitung
ist Vertrauenssache

– uns vertraut man seit 1956

Weitere Informationen unter
www.alpmann-schmidt.de
oder in unseren Kursen vor Ort!
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Grundzüge des Verwaltungsprozessrechts

2025

Der Autor

Rechtsanwalt Horst Wüstenbecker

ist seit über 40 Jahren als Repetitor im Öffentlichen Recht tätig. 
Als Autor einer Vielzahl von Skripten stellt er Jura so dar, wie Du es 
in Deiner Klausur brauchst: Auf den Punkt gebracht, aktuell und 
leicht verständlich. Aufgrund seiner langjährigen Erfahrung kennt 
er den Stoff genau, aus dem Klausuren gemacht werden. Und 
als Autor der RechtsprechungsÜbersicht (RÜ) prüft er laufend 
neue Entscheidungen auf ihre Examensrelevanz und Klausurtauglichkeit. 

Mit dem vorliegenden Skript richtet er sich an alle, die sich im Verwaltungsprozessrecht auf 
Examensniveau bringen wollen.
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Unterstützen Sie uns bei der Weiterentwicklung unserer Produkte. 
Wir freuen uns über Anregungen, Wünsche, Lob oder Kritik an: 

feedback@alpmann-schmidt.de

Folge uns auf unseren Social-Media-Kanälen!

Tipps, Neuigkeiten und viele weitere Informationen rund um 
Deine Prüfungs- und Examensvorbereitung erwarten Dich!
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Grundlagen des Verwaltungsprozesses 1. Teil
1. Teil: Grundlagen des Verwaltungsprozesses

1Anders als im Zivilrecht sind die meisten Klausuren im Öffentlichen Recht bereits im
ersten Examen mit einer prozessualen Fragestellung verbunden (Fallfrage: „Hat die
Klage Aussicht auf Erfolg?“ oder „Wie wird das Verwaltungsgericht entscheiden?“). Ne-
ben dem materiellen Verwaltungsrecht müssen Sie daher in der öffentlich-rechtlichen
Klausur auch die Grundzüge des Verwaltungsprozessrechts beherrschen. 

2Das Verwaltungsprozessrecht ist im Wesentlichen in der Verwaltungsgerichtsordnung
(VwGO) geregelt. Wichtige Ergänzungen finden sich in landesrechtlichen Ausführungs-
gesetzen (AGVwGO, JustizG etc.).1 Außerdem sind gemäß § 173 S. 1 VwGO ergänzend
die Vorschriften der Zivilprozessordnung (ZPO) und des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG)
anzuwenden, soweit die VwGO keine Bestimmungen über das Verfahren enthält.

Beispiele: Über § 173 S. 1 VwGO gelten daher z.B. die Vorschriften über die Vollmacht (§§ 81 ff. ZPO)
und die Vorschriften über den Rechtsweg (§§ 17 ff. GVG). Gegenbeispiel: Die Vorschriften über das Ver-
säumnisurteil (§§ 330 ff. ZPO) gelten im Verwaltungsprozess aufgrund des Amtsermittlungsgrundsat-
zes (§ 86 Abs. 1 VwGO) nicht (s.u. Rn. 22 f.).

1. Abschnitt: Sachentscheidungsvoraussetzungen
3Zusammen mit dem Allgemeinen und dem Besonderen Verwaltungsrecht bildet das

Verwaltungsprozessrecht den rechtlichen Rahmen für die Prüfung der Erfolgsaussich-
ten von Rechtsbehelfen vor dem Verwaltungsgericht (insbesondere Klagen und Eilan-
trägen). Diese können nur Erfolg haben, soweit sie zulässig und begründet sind. 

n Die Zulässigkeit umfasst die prozessrechtlichen Voraussetzungen der Klage.

n Die Begründetheit betrifft dagegen die materiell-rechtlichen Voraussetzungen
des Klagebegehrens. 

Klausurhinweis: Diese Trennung führt dazu, dass die Zulässigkeit stets vor der Begründet-
heit zu prüfen ist! Zulässigkeitsfragen dürfen auch nicht offengelassen werden, selbst wenn
der Antrag des Klägers offensichtlich unbegründet ist.2

4n Ist die Klage unzulässig, so wird sie durch sog. Prozessurteil abgewiesen. 

n Ist die Klage zulässig, ergeht ein Urteil in der Sache (Sachurteil). 

Bedeutung hat die Unterscheidung insbes. für den Umfang der Rechtskraft (§ 121 VwGO). Ein Prozess-
urteil hindert den Kläger nicht, erneut zu klagen. Beispiel: Ist die Klage mangels Vorverfahren (§ 68
VwGO) unzulässig, kann nach Durchführung des Vorverfahrens erneut geklagt werden. Ein Sachurteil
bindet die Beteiligten dagegen auch in materieller Hinsicht (§ 121 VwGO), d.h. eine erneute Klage mit
dem gleichen Streitgegenstand ist unzulässig.3

5Die Zulässigkeitsprüfung umfasst die sog. Sachentscheidungsvoraussetzungen, also
die Gesichtspunkte, die Voraussetzung für eine Entscheidung in der Sache sind. Die Prü-
fung der Zulässigkeit kann man grob in vier Oberpunkte einteilen:

1 AGVwGO BW, BayAGVwGO, JustG Bln, BbgVwGG, BremAGVwGO, AGVwGO Hmb, HessAGVwGO, AGGerStrG M-V, NJG,
JustG NRW, AGVwGO RP, Saarl AGVwGO, SächsJG, AG VwGO LSA, LJG SH, ThürAGVwGO.

2 BVerwG NVwZ 2019, 649, 651 mit Anm. Heusch.
3 Vgl. z.B. BVerwG NVwZ-RR 2023, 342, 343.
1
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1. Teil
Hinweis: Die Prüfungsreihenfolge wird in Rspr. und Lit. uneinheitlich gehandhabt. Der im
vorliegenden Skript wiedergegebene Aufbau orientiert sich an Logik und Zweckmäßigkeit.
Wichtig ist nur, dass Sie in der Klausur eine vertretbare Reihenfolge wählen (dazu im Einzel-
nen später).

A. Zulässigkeit des Rechtswegs
6 Erster Schritt bei der Prüfung verwaltungsgerichtlicher Rechtsbehelfe ist stets die Frage,

ob der Rechtsweg zu den Verwaltungsgerichten eröffnet ist. Denn nur dann ist das
Verwaltungsgericht zuständig, über die Sache zu entscheiden. Nach Art. 95 Abs. 1 GG
gibt es in Deutschland fünf Gerichtsbarkeiten.

7 Die Zuweisung der Streitigkeiten an die verschiedenen Gerichtszweige erfolgt durch:

n Spezialzuweisungen (z.B. § 126 Abs. 1 BBG, § 54 Abs. 1 BeamtStG für beamtenrecht-
liche Streitigkeiten oder § 217 Abs. 1 BauGB für sog. Baulandsachen) oder

n Generalklauseln: § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO für öffentlich-rechtliche Streitigkeiten, § 13
GVG für die ordentlichen Gerichte.

8 Ist der eingeschlagene Rechtsweg nicht eröffnet, wird die Klage indes nicht als unzuläs-
sig abgewiesen, sondern von Amts wegen an das zuständige Gericht verwiesen (§ 173
S. 1 VwGO, § 17a Abs. 2 S. 1 GVG). Dasselbe gilt bei örtlicher oder sachlicher Unzustän-
digkeit des Gerichts (§ 83 S. 1 VwGO, § 17a Abs. 2 S. 1 GVG).

Sachentscheidungsvoraussetzungen

n Zulässigkeit des gewählten Rechtswegs

n Statthaftigkeit der Klage- bzw. Verfahrensart

n Besondere Sachentscheidungsvoraussetzungen

n Allgemeine Sachentscheidungsvoraussetzungen

Ordentliche
Gerichte

Arbeits-
gerichte

(Allgemeine)
Verwaltungs-

gerichte

Sozial-
gerichte

Finanz-
gerichte

§ 13 GVG §§ 2, 2a ArbGG § 40 VwGO § 51 SGG § 33 FGO

– Amtsgericht
– Landgericht
– OLG
– BGH

– Arbeitsgericht
– LAG
– BAG

– VG
– OVG/VGH
– BVerwG

  bürgerliche
Streitigkeiten

 Strafsachen

 bürgerliche
Streitigkeiten
zwischen
Arbeitgeber
und Arbeit -
nehmer

 keine
 anderweitige
Zuweisung

 in bestimmten
sozialrechtl.
Verfahren

 in bestimmten
Abgaben -
angelegen -
heiten

 öffentlich-rechtliche Streitigkeiten
 nichtverfassungsrechtlicher Art

– Sozialgericht
– LSG
– BSG

Außerdem: Bundesverfassungsgericht (Art. 92–94 GG)
Landesverfassungsgerichte (Verfassungsgerichtshof, Staatsgerichtshof u.a.)

– Finanzgericht
– BFH



Sachentscheidungsvoraussetzungen 1. Abschnitt
Beispiel: K hat in einer zivilrechtlichen Streitigkeit Klage vor dem Verwaltungsgericht erhoben. Das Ver-
waltungsgericht erklärt den Verwaltungsrechtsweg für unzulässig und verweist den Rechtsstreit von
Amts wegen an das zuständige Landgericht.4 – K hat gegen die Genehmigung einer Windenergieanla-
ge an Land mit einer Gesamthöhe von 80 m Klage vor dem Verwaltungsgericht (VG) erhoben, obwohl
hierfür nach § 48 Abs. 1 S. 1 Nr. 3a VwGO die erstinstanzliche Zuständigkeit des Oberverwaltungs-
gerichts (OVG) besteht. Das VG verweist an das sachlich zuständige OVG (§ 83 VwGO).

9Aus der Regelung in § 17a Abs. 2 S. 1 GVG wird teilweise geschlossen, dass die Rechts-
wegfrage nicht im Rahmen der Zulässigkeit geprüft werden dürfe. Da die Klage bei
unzutreffender Wahl des Rechtsweges nicht unzulässig sei, müssten die gerichtsbezo-
genen Voraussetzungen, d.h. die Eröffnung des Verwaltungsrechtsweges sowie die ört-
liche und sachliche Zuständigkeit des Gerichts vorab vor der Zulässigkeit geprüft wer-
den (sog. dreistufiger Aufbau),5 also

n gerichtsbezogene Voraussetzungen

n Zulässigkeit des Rechtsbehelfs

n Begründetheit des Rechtsbehelfs 

10Überwiegend wird dagegen die Rechtwegfrage und die Zuständigkeit des Verwal-
tungsgerichts als Teil der Zulässigkeit des Rechtsbehelfs geprüft (sog. zweistufiger
Aufbau),6 also

n Zulässigkeit des Rechtsbehelfs

n Begründetheit des Rechtsbehelfs 

§ 17a Abs. 2 GVG ändere nichts an der Unzulässigkeit der Klage, sondern regele nur die
Rechtsfolge bei Unzulässigkeit des Rechtsweges dahin, dass eine Verweisung nicht nur
auf Antrag (so § 41 VwGO a.F.), sondern von Amts wegen zu erfolgen habe. Die Eröff-
nung des Verwaltungsrechtswegs sei daher weiterhin Voraussetzung für die Zulässig-
keit der Klage vor dem Verwaltungsgericht.

11Hierfür spricht vor allem, dass das Verwaltungsgericht nach § 17a Abs. 2 GVG nur ver-
weisen darf, wenn die Zuständigkeit eines anderen Gerichts überhaupt gegeben ist.
Dies ist aber z.B. nicht der Fall bei verfassungsrechtlichen Streitigkeiten, für die der Ver-
waltungsrechtsweg nach § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO per se nicht eröffnet ist. In diesen Fällen
sieht § 17a Abs. 2 GVG eine Verweisung nicht vor. Der Rechtsbehelf muss dann mangels
zulässigen Rechtswegs zwingend als unzulässig abgewiesen werden.7

Weiteres Beispiel: Für Klagen auf Unterlassung schulinterner Coronaschutzmaßnahmen ist der Rechts-
weg zu den Familiengerichten im Verfahren nach § 1666 Abs. 1 u. 4 BGB nicht eröffnet; zuständig sind
ausschließlich die Verwaltungsgerichte. Eine Verweisung des Verfahrens scheidet jedoch wegen we-
sensverschiedener Prozessmaximen beider Verfahrensordnungen aus.8

Gegen eine Vorabprüfung der gerichtsbezogenen Voraussetzungen spricht im Übrigen,
dass die örtliche Zuständigkeit des Verwaltungsgerichts häufig erst nach Feststellung
der statthaften Verfahrensart geprüft werden kann (vgl. § 52 Nr. 2 u. Nr. 3 VwGO, die die
örtliche Zuständigkeit von der Klageart abhängig machen). Konsequenterweise müsste

4 Vgl. z.B. BVerwG NVwZ 2017, 242.
5 Schübel-Pfister JuS 2017, 1078, 1079; Gröpl/Wehr JuS 1995, L 76, 77: Vorabprüfung unter Gliederungsziffer 0.
6 Ehlers in: Schoch/Schneider VwGO Vorb § 40 Rn. 8; Kopp/Schenke VwGO § 40 Rn. 2; Sodan/Ziekow VwGO § 40 Rn. 50.
7 OVG Bln-Bbg LKV 2024, 508; NVwZ 2023, 1928; Sodan/Ziekow VwGO § 40 Rn. 183a; dazu auch BVerwG NVwZ 2025, 856.
8 BGH NJW 2021, 3470; BVerwG NJW 2021, 2600; OVG Schleswig NordÖR 2022, 388; vgl. auch BVerfG FamRZ 2022, 528.
3
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dann auch dies vor der Zulässigkeit im Übrigen geklärt werden, was zu einer unüber-
sichtlichen Aufsplitterung der Sachentscheidungsvoraussetzungen führen würde.9

Hinweis: Deshalb wird im Folgenden der (klassische) zweistufige Prüfungsaufbau zugrunde
gelegt. In der Klausur ist der Aufbau nicht näher zu begründen. In der Prüfungspraxis besteht
eine „friedliche Koexistenz“ zwischen zweistufigem und dreistufigem Aufbau.10

B. Statthaftigkeit der Verfahrensart
12 Die Zulässigkeit eines verwaltungsgerichtlichen Rechtsbehelfs setzt weiter voraus, dass

die gewählte Verfahrensart statthaft ist. Statthaftigkeit bedeutet, dass die streitige Maß-
nahme „ihrer Art nach“ mit dem gewählten Rechtsbehelf angegriffen bzw. erstritten
werden kann. 

Die VwGO unterscheidet begrifflich Klage- und Antragsverfahren. Als Faustregel gilt, dass streitige Ent-
scheidungen in Klageverfahren durch Urteil (§ 107 VwGO), in Antragsverfahren als Beschluss ergehen
(Ausnahme in § 47 Abs. 5 S. 1 VwGO).11

13 Die Statthaftigkeit richtet sich nach dem jeweiligen Klage- bzw. Antragsbegehren (vgl.
§§ 88, 122 Abs. 1 VwGO). Sie muss in der Klausur in jedem Fall festgestellt werden.

So ist die Abwehr eines (belastenden) Verwaltungsakts (VA) nur mit der Anfechtungsklage (§ 42 Abs. 1
Fall 1 VwGO) möglich, während der Erlass eines (begünstigenden) VA nur mit der Verpflichtungsklage
(§ 42 Abs. 1 Fall 2 VwGO) durchgesetzt werden kann. Rechtsnormen können verwaltungsgerichtlich un-
mittelbar nur im Normenkontrollverfahren nach § 47 Abs. 1 VwGO überprüft werden. Das Aussetzungs-
verfahren nach § 80 Abs. 5 VwGO ist statthaft, wenn es um die Vollziehung eines belastenden VA geht,
die einstweilige Anordnung nach § 123 Abs. 1 VwGO in sonstigen Eilverfahren.

9 Fischer Jura 2003, 748, 748; Leifer JuS 2004, 956, 958.
10 Hufen § 10 Rn. 1; Leifer JuS 2004, 956, 958; Schaks/Friedrich JuS 2018, 860, 861; Rappenglix JA 2019, 521, 524.
11 Wittmann/Sandner JuS 2022, 1121.

Statthafte Klagearten

n Anfechtungsklage (§ 42 Abs. 1 Fall 1 VwGO): Aufhebung eines VA

n Verpflichtungsklage (§ 42 Abs. 1 Fall 2 VwGO): Erlass eines VA

n allgemeine Leistungsklage (gewohnheitsrechtlich anerkannt): 
sonstige Handlung, Duldung oder Unterlassung

n allgemeine Feststellungsklage (§ 43 Abs. 1 VwGO): Feststellung des Bestehens/
Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses oder der Nichtigkeit eines VA

n Fortsetzungsfeststellungsklage (§ 113 Abs. 1 S. 4 VwGO): Feststellung der
Rechtswidrigkeit eines erledigten VA

Statthafte Antragsarten

n Normenkontrolle (§ 47 Abs. 1 BauGB): Feststellung der Unwirksamkeit einer 
Satzung nach BauGB (z.B. B-Plan) oder von untergesetzlichem Landesrecht

n Aussetzungsverfahren (§ 80 Abs. 5 VwGO bzw. § 80a Abs. 3 VwGO): Eilverfahren 
betr. Vollziehung eines belastenden VA

n Anordnungsverfahren (§ 123 Abs. 1 VwGO): sonstige Eilverfahren
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3. Teil
ANFECHTUNGSKLAGE

A. Zulässigkeit der Klage

I. Verwaltungsrechtsweg

 Spezialzuweisung zum Verwaltungsgericht (z.B. § 54 Abs. 1 BeamtStG)
 Generalklausel, § 40 Abs. 1 S. 1 VwGO

II. Statthaftigkeit

Anfechtungsklage, wenn Aufhebung eines (belastenden) VA begehrt wird
 Verwaltungsakt

– formell, wenn in der Form eines VA
– materiell gemäß § 35 VwVfG
– auch isoliert gegen Nebenbestimmungen (str.), nicht gegen Inhaltsbestimmungen

 Ausgangsbescheid in der Gestalt des Widerspruchsbescheides, § 79 Abs. 1 Nr. 1 VwGO
 Widerspruchsbescheid/Abhilfebescheid isoliert

– erstmalige Beschwer durch Abhilfe- oder Widerspruchsbescheid, § 79 Abs. 1 Nr. 2 VwGO
– zusätzliche selbstständige Beschwer durch Widerspruchsbescheid, § 79 Abs. 2 S. 1 VwGO
– wesentlicher Verfahrensfehler beim Widerspruchsbescheid, § 79 Abs. 2 S. 2 VwGO

 Annexanträge, § 113 Abs. 1 S. 2 u. § 113 Abs. 4 VwGO

III. Klagebefugnis

Geltendmachung der Verletzung eines subjektiven (Abwehr-)Rechts, § 42 Abs. 2 VwGO
 wenn einfach-gesetzliche Vorschrift zumindest auch dem Schutz von Individual interessen

des Klägers zu dienen bestimmt ist (Schutznormtheorie)
 aus Grundrechten

VI. Klagegegner

 Rechtsträger der Ausgangsbehörde, § 78 Abs. 1 Nr. 1 VwGO
 (Ausgangs-)Behörde, § 78 Abs. 1 Nr. 2 VwGO i.V.m. Landesrecht
 bei isolierter Anfechtung des Widerspruchsbescheides:

Widerspruchsbehörde bzw. deren Rechtsträger, §§ 78 Abs. 2, 79 Abs. 2 S. 3 VwGO

V. Klagefrist

 § 74 Abs. 1 VwGO: 1 Monat
– nach Zustellung des Widespruchsbescheides
– oder (im Fall des § 68 Abs. 1 S. 2 VwGO) nach Bekanntgabe des VA

 § 58 Abs. 2 VwGO: 1 Jahr bei fehlender/unrichtiger Rechtsbehelfsbelehrung

IV. Vorverfahren

 ordnungsgemäßes Widerspruchsverfahren, §§ 68 ff. VwGO
 Ausnahmen, § 68 Abs. 1 S. 2 VwGO

– kraft Gesetzes (z.B. §§ 74, 70 VwVfG, AGVwGO)
– VA einer obersten Bundes- oder Landesbehörde (insb. Ministerium), außer wenn Gesetz

Nachprüfung vorschreibt
– erstmalige Beschwer durch Widerspruchsbescheid oder Abhilfebescheid

 Vorverfahren entbehrlich
– bei Untätigkeit, § 75 VwGO
– wenn Zweck des Widerspruchsverfahrens auf andere Weise erreicht oder nicht mehr

erreicht werden kann (insb. rügelose Einlassung des mit der Widerspruchsbehörde identi-
schen Beklagten /-vertreters)
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B. Begründetheit, § 113 Abs. 1 S. 1 VwGO (ggf. i.V.m. § 115 VwGO)

I. Rechtswidrigkeit des VA (vgl. AS-Skript VerwaltungsR AT 1 [2022], S. 192 u. 193)

 Ermächtigungsgrundlage

– erforderlich nach dem Grundsatz vom Vorbehalt des Gesetzes
• belastende Maßnahmen, wesentliche Entscheidungen
• für Handlungsform des Verwaltungsaktes (VA-Befugnis)

– Auswahl nach dem Spezialitätsgrundsatz
(Bundesrecht vor Landesrecht, spezielles Gesetz vor allgemeinem Gesetz)

– Wirksamkeit (Verfassungsmäßigkeit) der Ermächtigungsgrundlage

 Formelle Rechtmäßigkeit
– Zuständigkeit

(sachlich, örtlich, instanziell) – Heilung, § 45 VwVfG

– Verfahren
(insb. Anhörung, § 28 VwVfG) – Fehler unbeachtlich, § 46 VwVfG

– Form und Begründung (§§ 37, 39 VwVfG)
}

 Materielle Rechtmäßigkeit
– Voraussetzungen der Ermächtigungsgrundlage

• grds. volle Überprüfung durch das VG

• ausnahmsweise Beurteilungsspielraum
Beispiele: Prüfungsentscheidungen, beamtenrechtliche Beurteilungen, wertende politische Prognose -
entscheidungen, wertende Entscheidungen weisungsfreier pluralistischer Gremien

dann nur Überprüfung auf Beurteilungsfehler
z.B. Verstoß gegen Verfahrensvorschriften, unvollständiger/unrichtiger Sachverhalt,
sachfremde Erwägungen, Missachtung allgemein gültiger Bewertungsgrundsätze

• Nachschieben von Gründen im Prozess zulässig, auch Ermessenserwägungen, 
§ 114 S. 2 VwGO

– allgemeine Rechtmäßigkeitsanforderungen
• Bestimmtheit, § 37 Abs. 1 VwVfG

• rechtliche und tatsächliche Möglichkeit

• Verhältnismäßigkeit (ggf. Prüfung im Rahmen des Ermessens)

– Rechtsfolge: 
• gebundene Entscheidung

• Ermessen:    ,-------------- Überprüfung nur auf Ermessensfehler, § 114 S. 1 VwGO

• Ermessensüberschreitung

• Ermessensunterschreitung (Nichtgebrauch)

• Ermessensfehlgebrauch, insb. sachwidrige Gründe

II. Rechtsverletzung beim Kläger

 beim Adressaten spezielles Grundrecht oder zumindest Art. 2 Abs. 1 GG
 beim Dritten, wenn Verstoß gegen drittschützende Norm oder Grundrecht
49
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2. Abschnitt: Vorverfahren

A. Erforderlichkeit des Vorverfahrens
470 Vor Erhebung der Anfechtungsklage sind Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit des VA

grds. in einem behördlichen Vorverfahren nachzuprüfen (§ 68 Abs. 1 S. 1 VwGO). Dassel-
be gilt für die Verpflichtungsklage, wenn der Antrag auf Vornahme eines VA abge-
lehnt wurde (§ 68 Abs. 2 VwGO). Im Beamtenrecht gilt dies nach § 126 Abs. 2 S. 1 BBG
und § 54 Abs. 2 S. 1 BeamtStG für alle Klagen, also auch für beamtenrechtliche Leistungs-,
Feststellungs- und Fortsetzungsfeststellungsklagen.542

471 Das Vorverfahren beginnt mit der Erhebung eines Widerspruchs (§ 69 VwGO) und endet
mit Erlass eines Abhilfebescheides durch die Ausgangsbehörde (§ 72 VwGO) oder eines
Widerspruchsbescheides der Widerspruchsbehörde (§ 73 VwGO). Damit die Klage zu-
lässig ist, muss das Vorverfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden sein. Ist dies
nicht der Fall, ist die Klage grds. unzulässig.

Beispiel: Ist der (erforderliche) Widerspruch trotz ordnungsgemäßer Rechtsbehelfsbelehrung nicht in-
nerhalb der Monatsfrist nach § 70 Abs. 1 VwGO oder nicht formgerecht erhoben worden, ist nicht nur
der Widerspruch unzulässig, sondern auch die nachfolgende Klage.543

B. Ausschluss des Vorverfahrens
472 Etwas anderes gilt in den Fällen des § 68 Abs. 1 S. 2 VwGO, in denen kein Vorverfahren

stattfindet. Der Betroffene muss hier unmittelbar gegen den Ausgangsbescheid (inner-
halb der Monatsfrist des § 74 Abs. 1 S. 2 VwGO) Klage erheben:

Grundschema: Vorverfahren

A. Erforderlichkeit

n vor Anfechtungs- und Verpflichtungsklagen (§ 68 Abs. 1 S. 1 u. Abs. 2 VwGO)

n im Beamtenrecht grds. auch vor Leistungs-, Feststellungs- und Fortsetzungs-
feststellungsklagen (§ 54 Abs. 2 S. 1 BeamtStG, § 126 Abs. 2 S. 1 BBG)

B. Ausnahmen kraft Gesetzes

n Ausschluss kraft Spezialgesetzes (§ 68 Abs. 1 S. 2 Hs. 1 VwGO)

n Entscheidungen einer obersten Bundes- oder Landesbehörde
(§ 68 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 VwGO)

n erstmalige Beschwer durch einen Abhilfe- oder Widerspruchsbescheid 
(§ 68 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 VwGO)

C. Entbehrlichkeit des Vorverfahrens

n bei Untätigkeitsklage (§ 75 VwGO)

n wenn Zweck des Vorverfahrens anderweitig erreicht oder nicht mehr erreicht
werden kann

542 Vgl. BVerwG NVwZ-RR 2024, 736, 737; VGH BW VBlBW 2017, 38; OVG NRW RÜ2, 2020, 237 f.
543 OVG Hamburg NordÖR 2017, 260; Kopp/Schenke VwGO § 70 Rn. 1; Schübel-Pfister JuS 2013, 417, 419.
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n bei entsprechender gesetzlicher Regelung (§ 68 Abs. 1 S. 2 Alt. 1 VwGO: „wenn ein
Gesetz dies bestimmt“),

n wenn der VA von einer obersten Bundesbehörde oder obersten Landesbehörde
erlassen worden ist (§ 68 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 VwGO), außer wenn ein Gesetz die Nachprü-
fung auch in diesem Fall vorschreibt (z.B. § 54 Abs. 2 S. 2 BeamtStG, § 126 Abs. 2 S. 2
BBG, § 9 Abs. 4 S. 2 IFG),

n der Abhilfebescheid oder der Widerspruchsbescheid erstmalig eine Beschwer ent-
hält (§ 68 Abs. 1 S. 2 Nr. 2 VwGO), wenn also bereits ein Widerspruchsverfahren statt-
gefunden hat.

473Von besonderer Bedeutung sind die Ausnahmen vom Vorverfahren kraft gesetzlicher
Regelung. Ausnahmen gibt es kraft Bundes- oder kraft Landesgesetz. 

n Bundesgesetzlich finden sich Ausnahmen z.B. in §§ 70, 74 Abs. 1 S. 2 VwVfG für Plan-
feststellungsbeschlüsse und Plangenehmigungen (§ 74 Abs. 6 S. 3 VwVfG), in § 25
Abs. 4 S. 2 JuSchG bei Entscheidungen der Bundesprüfstelle für jugendgefährdende
Medien und in § 11 AsylG bei Entscheidungen im Asylverfahren.

474n Von besonderer praktischer Bedeutung sind die Ausnahmen kraft Landesgesetzes.
Einige Länder haben in den letzten Jahren das Widerspruchsverfahren weitgehend
oder zumindest in bestimmten Bereichen abgeschafft.

So ist in Bayern, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen das Widerspruchsverfahren weitge-
hend abgeschafft worden, sodass hier im Grundsatz sofort geklagt werden muss. Auch in Hessen
besteht ein umfangreicher Ausnahmekatalog, während in den übrigen Ländern zumeist nur einige
bereichsspezifische Ausnahmen bestehen und im Grundsatz vor Klageerhebung ein Vorverfahren
durchgeführt werden muss.

Wegen der Einzelheiten vgl. § 15 AGVwGO BW, Art. 12 BayAGVwGO, § 63 Abs. 2 JustG Bln, § 8 Brem
AGVwGO, § 6 Abs. 2 Hmb AGVwGO, § 16a AGVwGO Hess mit Anlage, §§ 13a, 13b AGGStrG M-V, § 80
NJG, § 110 JustG NRW, § 8a AG VwGO LSA, §§ 8a ff., 9 ff. ThürAGVwGO.

C. Entbehrlichkeit des Vorverfahrens
475Ist ein Widerspruch erforderlich, so ist die ohne Vorverfahren erhobene Klage vorbe-

haltlich gesetzlicher Ausnahmen unzulässig. Dasselbe gilt, wenn das Vorverfahren zwar
durchgeführt wurde, aber der Widerspruch wegen Verfristung (§ 70 VwGO) unzulässig
ist.544 Allerdings kann die Verfristung nach h.Rspr. u.U. durch sachliche Entscheidung
der Widerspruchsbehörde „geheilt“ werden.

Beispiel: K hat gegen eine mit ordnungsgemäßer Rechtsbehelfsbelehrung versehene Ordnungsverfü-
gung erst nach 5 Wochen Widerspruch erhoben. Die Widerspruchsbehörde entscheidet gleichwohl in
der Sache und weist den Widerspruch nicht als unzulässig, sondern als unbegründet zurück. Dadurch
wird die Verfristung nach h.M. geheilt. Eine fristgerecht erhobene Klage des K ist zulässig (s.u. Rn. 840 ff.).

Der Mangel des Vorverfahrens kann ausnahmsweise unschädlich sein, wenn das Vor-
verfahren aus anderen Gründen nicht durchzuführen ist:

476n Nach § 75 S. 1 VwGO kann der Betroffene Untätigkeitsklage erheben, wenn über ei-
nen Widerspruch oder einen Antrag auf Vornahme eines VA ohne zureichenden
Grund in angemessener Frist sachlich nicht entschieden worden ist. Seit dem An-

544 BVerwG NVwZ 1988, 63; OVG Nds NdsVBl. 2014, 292; OVG Hamburg NordÖR 2015, 104.
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trag oder der Erhebung des Widerspruchs müssen mindestens drei Monate vergan-
gen sein, außer wenn wegen besonderer Umstände des Einzelfalls eine kürzere Frist
geboten ist (§ 75 S. 2 VwGO).

Beachte: Die Untätigkeitsklage ist keine besondere Klageart, sondern betrifft nur den Fall, dass die
Klage ohne Abschluss eines Vorverfahrens erhoben werden kann.

477 n Bei Unterschreitung der Sperrfrist des § 75 S. 2 VwGO, ohne das ein besonderer
Grund vorliegt, ist die Klage grds. unzulässig. Allerdings wird eine Heilung der ver-
frühten Klageerhebung regelmäßig im Verlauf des gerichtlichen Verfahrens eintre-
ten, da es genügt, dass die Sachurteilsvoraussetzungen im Zeitpunkt der gericht-
lichen Entscheidung vorliegen.545

n Liegt ein zureichender Grund für die Verzögerung vor (z.B. besondere rechtliche
oder tatsächliche Schwierigkeiten, nicht dagegen Personalmangel oder Arbeitsüber-
lastung),546 hat das Gericht nach § 75 S. 3 VwGO der Behörde eine angemessene
Frist zu bestimmen und bis zu diesem Zeitpunkt das Verfahren auszusetzen.547

478 n Außerdem hat die Rspr. Fallgruppen entwickelt, in denen ein Widerspruch – anders
als in den Fällen des § 68 Abs. 1 S. 2 VwGO – zwar zulässig, aber entbehrlich ist, weil
sein Zweck (Überprüfung der Recht- und Zweckmäßigkeit des VA, § 68 Abs. 1 S. 1
VwGO) schon auf andere Weise erreicht worden ist oder ohnehin nicht mehr er-
reicht werden kann.548 Das hat die Rspr. z.B. angenommen,

n wenn ein angefochtener VA von der Behörde durch einen anderen VA ersetzt oder
abgeändert wird und der neue VA im Wesentlichen dieselben Sach- und Rechts-
fragen zum Gegenstand hat;549

n wenn sich der Beklagte auf die ohne Vorverfahren erhobene Klage sachlich ein-
lässt.550

545 Dolde/Porsch in: Schoch/Schneider VwGO § 75 Rn. 6; Wittmann JuS 2017, 842, 844.
546 Vgl. BVerfG RÜ2 2017, 187, 188; Kopp/Schenke VwGO § 75 Rn. 13; Herbolsheimer JuS 2023, 217, 219.
547 OVG Hamburg NVwZ-RR 2025, 362; OVG Saar NVwZ-RR 2024, 350; Schenk NVwZ 2018, 1763, 1764.
548 BVerwG NVwZ 2014, 676, 678; NVwZ 2011, 501, 503; Schübel-Pfister JuS 2011, 420, 420 f.
549 BVerwG NVwZ 2011, 501, 503; VGH BW RÜ 2022, 659, 661; Kopp/Schenke VwGO § 68 Rn. 23.

Fall 17: Widerspruch entbehrlich

Oberregierungsrat O ist Bundesbeamter und hat sich um einen Beförderungsdienst-
posten als Regierungsdirektor beim Bundesministerium B beworben. Obwohl er
nach seiner Auffassung der eindeutig am besten qualifizierte Bewerber war, ist nicht
O, sondern Mitbewerber M formell ordnungsgemäß ernannt worden. Da O befürch-
tet, in einem vergleichbaren Bewerbungsverfahren erneut benachteiligt zu werden,
hat er vor dem Verwaltungsgericht fristgerecht Klage auf Feststellung der Rechtswid-
rigkeit seiner Ablehnung erhoben. B verweist darauf, dass O das erforderliche Vorver-
fahren nicht durchgeführt habe und beantragt, die Klage als unzulässig abzuweisen.
Jedenfalls sei die Klage unbegründet, da die Auswahlentscheidung aufgrund zuletzt
schlechter Leistungen des O rechtmäßig sei. Ist die Klage zulässig?

Hinweis: B ist als oberste Dienstbehörde selbst Widerspruchsbehörde (§ 126 Abs. 3 S. 1 BBG) und
vertritt den Bund auch im verwaltungsgerichtlichen Verfahren (§ 127 Abs. 1 S. 1 BBG).

550 BVerwG NVwZ 2014, 676, 679; NVwZ 2018, 1229, 1230; Schübel-Pfister JuS 2014, 412, 413. 
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479I. Der Verwaltungsrechtsweg ist gemäß § 126 Abs. 1 BBG eröffnet. Es handelt sich um
eine Streitigkeit aus dem Beamtenverhältnis eines Bundesbeamten.

480II. Statthafte Klageart ist die Fortsetzungsfeststellungsklage analog § 113 Abs. 1 S. 4
VwGO. Das Verpflichtungsbegehren des O hat sich durch die Ernennung des M vor Kla-
geerhebung erledigt. Da ein Amt nur zusammen mit der Einweisung in eine besetzbare
Planstelle besetzt werden darf (§ 49 Abs. 1 BHO), steht die nunmehr besetzte Planstelle
nicht mehr zur Verfügung (Grundsatz der Ämterstabilität).551

Etwas anderes gilt, wenn die Ernennung des M unter Verstoß gegen die aus Art. 19 Abs. 4 GG folgende
Informationspflicht des Dienstherrn erfolgt wäre. In diesem Fall könnte O mangels Erledigung sein Ver-
pflichtungsbegehren weiterverfolgen (s.o. Rn. 228).

481III. Die analog § 42 Abs. 2 VwGO auch bei der Fortsetzungsfeststellungsklage erforder-
liche Klagebefugnis des O folgt aus Art. 33 Abs. 2 GG. Danach hat jeder Deutsche nach
seiner Eignung, Befähigung und fachlichen Leistung gleichen Zugang zu jedem öffent-
lichen Amte. Zwar hat der Beamte keinen Anspruch auf Beförderung, da diese allein
dem öffentlichen Interesse an einem leistungsfähigen Beamtenstand dient und nicht
etwa in Wahrnehmung der Fürsorgepflicht des Dienstherrn erfolgt. Anerkannt ist jedoch,
dass der Beamte einen Anspruch darauf hat, dass über seine Bewerbung fehlerfrei ent-
schieden wird, insbes. das Auswahlverfahren ordnungsgemäß durchgeführt und das Aus-
wahlermessen fehlerfrei ausgeübt wird (sog. Bewerbungsverfahrensanspruch).552

482IV. Nach § 126 Abs. 2 S. 1 BBG muss vor allen beamtenrechtlichen Klagen ein Vorverfah-
ren nach den §§ 68 ff. VwGO durchgeführt werden und zwar nach § 126 Abs. 2 S. 2 BBG
(abweichend von § 68 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 VwGO) auch dann, wenn die Maßnahme – wie hier
– vom Ministerium als oberster Dienstbehörde (§ 3 Abs. 1 BBG) getroffen wurde.

Etwas anderes gilt für Landesbeamte in den Ländern, in denen gemäß § 54 Abs. 2 S. 3 BeamtStG ein Vor-
verfahren nicht erforderlich ist (z.B. Art. 12 Abs. 1 S. 1 Nr. 5 Bay AGVwGO, § 93 Abs. 1 LBG Bln, § 105 Abs. 1
S. 1 NBG, § 103 Abs. 1 S. 1 LBG NRW).553 Für Bundesbeamte ist eine solche Ausnahme in § 126 Abs. 2 BBG
nicht vorgesehen.

4831. Ein Vorverfahren ist daher auch bei beamtenrechtlichen Fortsetzungsfeststellungs-
klagen erforderlich, und zwar unabhängig davon, wann Erledigung eingetreten ist.554

Abweichend hiervon hat O keinen Widerspruch, sondern sofort Klage erhoben, ohne
dass einer der Ausnahmefälle des § 68 Abs. 1 S. 2 VwGO vorlag. In der Erhebung der Kla-
ge beim Verwaltungsgericht liegt auch nicht gleichzeitig ein konkludenter Wider-
spruch, da dieser nach § 70 Abs. 1 VwGO bei der Behörde zu erheben wäre. Die Klageer-
hebung kann deshalb auch nicht in einen Widerspruch umgedeutet werden.555

4842. Das Fehlen des Vorverfahrens könnte jedoch unschädlich sein, wenn es aus anderen
Gründen nicht durchzuführen wäre. Die Rspr. geht davon aus, dass ein Vorverfahren
entbehrlich ist, wenn sein Zweck schon auf andere Weise erreicht worden ist oder oh-
nehin nicht mehr erreicht werden kann.556

551 BVerfG NVwZ 2008, 70, 71; BVerwG RÜ 2011, 119, 121; Battis DVBl. 2013, 673, 675 und oben Rn. 228.
552 BVerfG NVwZ 2017, 46, 47; NVwZ 2016, 59, 60; BVerwG RÜ 2011, 119, 121; OVG Lüneburg NVwZ-RR 2024, 155, 156.
553 Vgl. dazu Repkewitz/Waibel NVwZ 2010, 813, 814.
554 BVerwG DVBl. 1981, 501; Schnellenbach JA-Übbl. 1992, 79, 83.
555 OVG Lüneburg, Beschl. v. 08.11.2011 – 4 LB 156/11, BeckRS 2012, 45324; Kopp/Schenke VwGO § 70 Rn. 3.
556 BVerwG NVwZ 2018, 1229, 1230; NVwZ 2014, 676, 678; RÜ 2011, 48, 49.
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740 II. Die Gegenansicht stellt darauf ab, dass bei einer objektiv rechtswidrigen Genehmi-
gung auch das Verwirklichungsinteresse des Adressaten nicht schutzwürdig sei. Be-
hörde und Gericht dürften im Hinblick auf das Rechtsstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 3 GG)
nicht die sofortige Vollziehung eines rechtswidrigen VA anordnen.849

741 III. Für die h.Rspr. spricht, dass es im Verfahren nach § 80a Abs. 3 VwGO um die aufschie-
bende Wirkung der Rechtsbehelfe des Nachbarn geht. Werden diese mangels Rechts-
verletzung erfolglos bleiben, besteht grds keine Rechtfertigung, den Adressaten an der
Verwirklichung seiner Genehmigung zu hindern. 

Außerdem hat diese Auffassung den Vorteil, dass sie in allen Fällen des § 80a VwGO den gleichen Prü-
fungsmaßstab zugrunde legt: Das Aussetzungsinteresse des Nachbarn überwiegt nur bei einem Ver-
stoß gegen drittschützende Vorschriften. 

742 Da hier kein Verstoß gegen nachbarschützende Vorschriften vorliegt, überwiegt das
Vollzugsinteresse des begünstigten Adressaten. Der Antrag des B ist damit begründet.
Das Gericht ist nicht darauf beschränkt, die Behörde nur zur Anordnung der sofortigen
Vollziehung zu verpflichten, sondern kann die sofortige Vollziehung der Genehmigung
nach § 80a Abs. 3 S. 1 i.V.m. Abs. 1 Nr. 1 VwGO selbst anordnen (vgl. „solche Maßnah-
men treffen“).850

849 Vgl. Dombert/Külpmann § 48 Rn. 14; Schoch in: Schoch/Schneider VwGO § 80a Rn. 63; Wüstenbecker BauR 1995, 313 ff.;
Herbolzheimer JuS 2025, 125, 129.

850 Vgl. OVG Hamburg RÜ2 2018, 285, 286; OVG NRW NWVBl. 1994, 332; Schoch in: Schoch/Schneider VwGO § 80a Rn. 48.

BEGÜNSTIGENDER VA MIT DRIT TBELASTENDER WIRKUNG

VollziehungsAO
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VollziehungsAO
abgelehnt

Aussetzung
erfolgt

Aussetzung
 abgelehnt

Grundsatz: § 80 Abs. 1 S. 2 VwGO:
Widerspruch/Anfechtungsklage des Dritten
–> aufschiebende Wirkung

 Antrag des Adressaten auf behördliche
Anordnung sofortiger Vollziehung, 
§§ 80a Abs. 1 Nr. 1, 80 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 VwGO
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–> keine aufschiebende Wirkung
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 Antrag des
Adressaten beim
VG auf
Aufhebung der
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entscheidung,
§§ 80a Abs. 3, 
Abs. 1 Nr. 2 VwGO
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